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Amtlicher Zcil
Ermäßigungen beim Steuerabzug

** Die Berhältniszahl , mit der die irr der Merken September -
Hälfte in Geltung gewesenen Ermäßigungen Heim Sterrerab -
ai«, vom Arbeitslohn zu vervielfachen sind, beträgt sür die Zeit
vom 14. bis znm 20. Oktober 1923 „32 ". Nach der © ntoicf «
lunn des in dieser Woche veröffentlichten Lebenshaltungsindex
gegenüber dem nach der Verordnung dom 27. September 1923
zugrunde zu legenden Index der zweiten Septembevwoche
würde sich an sich eine niedrigere Berhältniszahl ergeben Ha¬
bs« . Es hat sich jedoch herausgestellt , daß bei einer starren
Anlehnung der Ermäßigungen an das Verhältnis zwiischer»
dem letzten Lebenshaltungsindex und dem in der zweiten Sep -
«terÄerwöche sestgestellten Lebenshaltungsindex eine zu hohe
steuerliche Belastung der Lohn- und «Gehaltsempfänger eintre -
ten würde . Daher ist die Verhältniszahl abweichend von den
Bestimmungen der Verordnung vom 27 . September 1923 für
die kommende Kalenderwoche festgesetzt worden und zwar so,
daß bei dem Vergleich mit dem jetzigen Lebenshaltungsindex
statt von dem Index der zweiten Kalenderwoche des Monats
September von dem Mittel zwischen diesem Index und dem
der ersten Scptemiberwoche ausgcgangen worden ist (also statt
von 5 051 046 von 3 448 153 ) . Danach beträgt die Berhältnis¬
zahl 32. Unter Zugrundelegung der Berhältniszahl 32 er¬
geben sich z. B . folgende

Wochenermäßigungen :
für die Zelt für Steuerpfl. für jedes minder- fürWerbungs-

von u . Ehefrau je jährige Kind kosten

18.- 30. 9 . «Grundzahl, 172 800 1152 000 1 440 000
7.- 13. 10- f8 fach ) 1 382 4M 9 2I6Q00 11520 000

14 .—20 . 10. (32 fad)) 5 529 600 36864 000 46 08000t )
Der im Wege des Steuerabzugs einzubehaltende Betrag ist

in allen Fällen auf volle IM 0M M . nach unten abzurunden .

Die Kartoffelverssorgung
* * Tie wirtschaftliche Not lastet zur Zeit schwerer denn je

auf der Bevölkerung der Städte . Trotz eifrigsten Bemühens
der Regierung und mit Hilfe der landwirtschaftlichen Organi¬
sationen , der Stadtverwaltungen und der Verbrauchergenossen¬
schaften , die Kartoffelversorgung in den Städten sicherzustellen ,
ist es noch nicht entfernt gelungen , die genügende Menge von
Kartoffeln aufzubringen . Ganz abgesehen davon , daß es durchdie
hohe Preislage der großen Mehrheit der städtischen Bevölkerung
unmöglich ist, sich mit Wintervorräten einzudecken, bleibt die
Zufuhr von Kartoffeln für den täglichen Verbrauch und für
die sallernotwendigste diotsiandsversorgung völlig iunzuläng ,
lich .

Vor dem Eintritt der Herbstfröste muß unbedingt für ein «
genügende Kartosselzusuhr gesorgt werden . Der Minister des
Innern hat darum die Vorstände der Bezirksämter beauftragt ,
die Bürgermeister ihrer Amtsbezirke zu einer Konferenz zu-
sarnmnnzurnfen und ihnen den Ernst der Lage noch einmal
in dringendster Form darzustellen . Tatsächlich sind die Er -
nährungsvechMnisse in den Städten , wie bereits verschiedene
Teuerungsdemonstrationen zeigen , äußerst kritisch . Erst in den
letzten Tagen haben solche Demonstrationen , die von unver¬
antwortlichen Elementen auch politisch mißbraucht werden , in
Mannheim zu schweren Störungen der öffentlichen Ordnung
und zum Verlust von Menschenleben geführt ; an anderen
Orten drohen solche Störungen .

Eine große Verantwortung liegt darum in dieser Zeit auf
dn badischen Landwirtschaft . Sollten die Ermahnungen der
badischen Regierung ungelhört bleiben , dann wird die Regie¬
rung gezwungen sein, eine Zwangsauflage zur
Kartoffellieferung «durchzuftihrerr. Die Regie¬
rung hat Auftrag gegeben , für die Ausschreibung einer Kar -
toffelumlage die nötigen Vorarbeiten zu treffen . Nur «wenn
die Landwirtschaft freiwillig abzuliefern sich bereit erklärt,
kann die Regierung auf die Durchführung dieses Planes ver¬
zichten .

Dcr neue Aukbau
Das Reichskabinett hat seit dem vorigen «Samstag die Voll¬

machten , die es ihm erlauben sollen , ohne die große Zahl der
Hemmungen im Inner « an die vielseitigen , vor allem auf
dem Gebiet der Finanz - und Wirtschaftspolitik liegenden Auf -
lpben heranzugchen , welche aus der gegenwärtigen Lage
Deutschlands resultieren . Daß freilich von Außen kommende
Faktoren weiterhin jede Rechnung und jede Arbeit zu nichts
machen können . — selbst wenn sich im Innern die Lage bessern
jollte, was dringend zu wünschen wäre — dürfen wir nicht
dergessen , erzählen uns davon doch unsere bisherigen und
gerade die jüngsten Erfahrungen zur Genüge .

Das Wort Aufbau haben wir immer wieder -gehör : seit dem
November 1918 , und auch noch mehr ; wir haben vielfach zahl¬
reiche Ansätze zu Taten auf den verschiedensten Gebieten ge-
fehen, die zu Hoffnungen berechtigten , aber immer wieder , vor
allem durch das Verhalten derjenigen Gegner Deutschlands , de-
ner.' der Friede „ein Krieg mit anderen Mitteln " war , zunichte
Meiden mußten .

2lvhd George hat kürzlich die Lage dahin gekennzeichnet ,
^aß nun alles ans die Politik ankomme , die Frankreich de»
weiteren einschlage, wobei er darauf hinwies , daß in Frank -
lceich drei Strömungen bestehen , die eine von Intellektuellen

getragen , weiche sich nur für die Machkherrschaft Frankreichs
interessiere und die Entschädigungen höchstens als ein Mittel
und einen Vorwand «inschätze , die zweite , die Bauern und
Rentner Frankreichs , welche ihre Vorschüsse zum Wiederauf¬
bau ersetzt haben wollten , und die dritte , die der «Schwer¬
industrie , welche auf die unerschöpflichen Möglichkeiten des
Ruhrgebietes starre. Es sei fraglich , ob unter solchen Umstän¬
den eine französische Regierung „großmütig " sein könne, selbst
wxnn sie es wolle .

Aus solcher : und ähnlichen und damit zusammenhängenden
weiteren Erwägungen wird sich für den Voranschlag der
Reichsregierung über ihre Arbeit , das eine Grundlegende von
vornherein ergeben, daß alle Rechnungen so aufzubauen , alle
Pläne so zu« fassen sind, daß keine unsicheren Faktoren , keine
durch einen Ruck von Außen her sogleich zu erschütternden
schwachen Stellen entstehen'. Das Wort des Reichskanzlers :
„Wir sind ganz a« f unsere eigene Kraft angewiesen " gilt hier
vor allem . Denn , wenn es auch nicht ausgeschlossen ist und
auf keinen Fall unmöglich istl, daß im Ausland weitere Deutsch¬
land dienliche und für uns ansnutzbare Entwicklungen doch
noch eintreten , von vornherein und leider auch gegenwärtig
noch , können wir damit nicht rechnen.

Das eine aber ist sicher und aus zahlreichen sehr respektvol¬
len «Stimmen geht es hervor : Das deutsche Volk hatte im Aus¬
land durch den Rnhrkampf und seist «weiteres Verhalten ein
erhebliches moralisches Plus gewonnen , das ein weiterer An¬
sporn sein müßte . Gerade , daß „die deutsche Bildung und
Diszipliniertheit ", teils aus früher feindlichem, teils aus neu¬
tralem Munde dabei iinmer wieder Anerkennung fanden und
dem Verhalten des russischen Volkes lobend gegenübcrgestellt
wurden , konnte nnserm Volk und denjenigen feiner Teile
die allen Glauben an die Volksgenossen zu verlieren drohten
oder schon verloren harten , zeigen , daß doch noch nicht alles
verloren war . Das deutsche Volk würde auch dieses kleine
nun angesammelte Kapital verwirtschaften , wenn es dem lau¬
ten hysterischen Geschrei unverantwortlicher und unwissender
radikaler Elemente , die jetzt glauben , ihre Zeit sei gekommen,
Folge leisten würde .

Denn der Wiederaufbau , zu dem sich Deutschland nach dem
zweiten verlustvollen Zusammenbruch setzt anschickt , erforderr
vor allem guten Geist , der Bor - und Grundbedingung jeder
wertvollen Arbeit ist, zumal einer unter solch schwierigen Um¬
ständen unternommenen . Das andere Erfordernis ist freilich
ebenso wichtig, ein damit verbundener klar rechnender gegcn -
wartsbewuhter und mobiler Intellekt . Wahrscheinlich ist unser
heutiges Elend dadurch mitverursacht , daß in unserem Volk
die richtige Verbindung dieser Dinge , die man in diesem Zu¬
sammenhang am besiien politischen Sinn nennt , nicht ent¬
stehen konnte, weil man die rechten Mittel dazu nickst fand ,
weil man das Grobmaterielle , das auch in politischen und
wirtschastspotitischen Fragen nicht den Ausschlag geben darf ,
zu sehr überwuchern ließ , anstatt es energisch zurückzudrängen
und es andererseits nicht verstand, allen Einzel - und Klassen¬
interessen von vornherein den Staatsgodanken und die un¬
bedingte Autorität des Staates überzuordnen . Unerfreuliches
in dieser Hinsicht haben wir bis zuletzt erlebt . Jetzt , wo ein
kleiner Kreis von -Männern weitgehende Vollmachten hat,
kommt alles darauf an , daß sie wirklich zu führen und die gu¬
ten im «deutschen Volk zweifellos noch vorhandenen Eigenschaf¬
ten zusammenzusaffen und auf das Ziel hinzuleiten imstande
sind und daß ihnen nicht fortwährend in den Arm gefallen
wird.

*

Die Aufgaben , vor denen die Reichsregierung steht, sind
riesenhaft und werden noch schwerer dadurch, daß immer wei¬
tere Störungen und Bedrohungen dieser Aufbauarbeit durch
den Faktor „franzüsisihe Politik " eintreten . Das Programm
der Reichsregierng ist : Ordnung des wirtschaftlichen ChaoS
und Beendigung der »wirtschaftlichen Anarchie in Deutschland .
Demgemäß richtet sich ihr Streben auf eine Reche Wirtschafts¬
und finanzpolitischer Reformen , die zunächst wenigstens mit
dem Schlimmsten aufräumen sollen.

Die Sanierung der Währung ist ein Ziel , das eigentlich fast
alle anderen Aufgaben in sich schließt, nämlich insofern , als
deren erfolgreiche und «wirksame Bearbeitung Vorbedingung
dazu ist. Aus dem Gebiet der Wirtschafts - und Finanzpolitik
bewegen sich alle gegennvärtigen Bemühungen der Reichsre -
gicrung , die so versucht, die Voraussetzungen für die Beendi¬
gung der Inflation und die spätere endgültige Einrichtung
der Iestwäbrung zu schafien. Diese wird nur der Schlußstein
sein , ein Werkstück , das einem tüchtigen Währungstechuiker
gar keine besonderen Schwierigkeiten machen würde , wenn nur
der übrige Bau erst dastünde.

Die verschiedenen Verordnungen , welche die Reichsregierung
bereits kraft der ihr übertragenen Vollmacht erlassen hat ,
betreffen zunächst die allerdringendsten Gegenstände , die Er¬

werbslosenfürsorge , die Kohlenwirtschaft , die Brotversorgung ,
die Abänderung der unter den heutigen Verhältnissen einfach
nicht mehr haltbaren Demobilmachungsverordnungen , vor
allem aber die Schaffung eines vorläufigen wertbeständigen
Zahlungsmittels und damit zusammenhängend eine vorläufige
Steuerreform , durch die das Reich auch wertbeständige Steuer¬
einnahmen erhält . Eine Reihe weiterer wichtiger noch unbe-
dingt erforderlicher Regelung ^ , ssk zu erwarten . vor allem onuch
solche, «welche Sparsamkeitsmaßnahmen in die Wege leiten ,
die ebenso wie weitere Reformen der Steuergesetzgebung das
Ziel haben müssen, den Ausgleich «des Reichsbüdgets allmäh¬
lich 'herbeizuführen , wozu die Reichsregrerung durch das Er¬
mächtigungsgesetz vollständig freie Hand bekommen hat. Daß
die endgültige Steuerreform nur 'aus dem Weg einer dezen¬
tralisierten , einer wieder mehr föderalistisch eingerichteten
Steueror «ganisation erfolgen kann, daß Länder und Gemein¬
den nicht «weiter Kostgänger des Reichs bleiben dürfen , sondern«
weitgehende Steuerrechte und damit wieder ihre Berantwor -
tung zurückgewinnen müssen, ist Ansicht aller Sachverständigen
und auch «der Beteiligten selbst. «Ist «Aussicht stehen ferner
Neuordnungen auf dem Gebiete der Ein - und Ausfuhrgeseh -
gebung , ii . a . Verbote und Einschränkungen« der Einfuhr von
Luxus - und nicht lobensnotwen «digen Artikeln,

Angekündigk ist auch bereits eine Verordnung gegen die
Ausschreitungen der Preispolitik «der Kartelle und Bereinigun¬
gen . Hier sind auch die engen Zusammenhänge nicht zu ü«t»er-
sehen , die in der industriellen Produktion zwischen Produk¬
tionsrückgang und Preisdiktatur bestehen. Schützt doch die
Preisdiktatur der Kartelle geradezu unproduktiv arbeitende
Betriebe , die sie von vrganisatiorischen und technischen Verbes¬
serungen abhält . Die Kartelle stellen ihre Preise oben einfach
so, daß auch diese Betriebe noch auf ihre Rechnung kommen.
Die monopolistischen Tendenzen der Kartelle , die sich mit
Erfolg bemüht haben , auch Arbeiterorganisationen für ihre .
Zwecke zu verwenden , sind ein Krebsschaden der Wirtschaft, der
schon in normalen Zeiten bekämpft werden muß, in solchen
wie den« jetzigen aber sich noch viel verheerender fühlbar macht.

Der Mangel , daß die Frage der Arbeitszeit aus dem Er¬
mächtigungsgesetz herausgeblieben ist , wird sich nur dadurch
wettmachen lassen, «daß «die deutsche Arbeiter -, Angestollten-
uud Beamtenschaft und ihre Organisationen sich freiwillig
und ohne Bindung an Parteidoktrinen auch auf diesem Gebiet
zu gewissen erforderlichen und tragbaren Konzessionen ent¬
schließen , daß alles geschieht, um eine Verschärfung des Streits
zwischen Kapital ur-d Arbeit zu verhindern , natürlich auch
von «der Gegenseite , die sich nur von der Notwendigkeit der
Vermehrung und Verbesserung der Produktion leiten lassen
darf .

Überblickt 'man den gesamten Aufgabenkreis auch nur ober¬
flächlich ; dann sieht man sofort, wie notwendig es ist, daß
unter einheitlichen Gesichtspunkten von einer zentralen Stelle
aus gearbeitet «wird , wie es ja auch «das Ermächtigungsgesetz

.vorsieht . Alle «Schäden , die wir spüren, stehen miteinander im
engsten Zusammenhang und bedingen sich zum allergrößten
Teil geradezu gegenseitig .

Unsere wirtschaftliche Unproduktivität , der vielfache Leerlauf
der deutschen Produktion , das Anschwellen des gesamten Ber -
«waliungsapparats , zum erheblichen Teil auch die Ausschrei¬
tungen der Preisdiktatur sind alles Folgen der Inflation , aber
auch andererseits Eisscheinungen, die von der Inflation immer
wieder aufs neue gefördert »verden . Der Fluch der Men Tat
Ms , daß sie fortzeugend Böses geibären muß.

*
Nur eine freilich schmerzhafte «und schwere Operation und

darnach umsichtigste Pflege und strengste Diät werden den
Körper der deutschen Gcsamtwirtschast retten können. Das
was zuerst nur Funktionsstörungen einzelner seiner Teile
schienen, ist zu einer schweren Erkrankung des GesamtorganiS -
mus geworden , «die durch Keine Mittelchen- nicht mehr z>»
kurieren sein wird . «Schwerste Fiebererscheinnngen , da»
«Stocken des MuturiTaufs im deutschen Wirtschaftsleben , «da»
Versagen der politischen Nervenfasern zeigen uns diesen Zu¬
stand an .

Wo wir stehen , das sehen wir ziffernmäßig täglich im Stand ,
der auswärtigen Festvalnten im Vergleich znm deutschen Pa¬
piergeld , zeigen uns auch zahlreiche andere Tatsachen : der
Rückgang unserer Ausfuhr , die Stockungen der Versovguns
und der Produktion , das lächerliche Verhältnis der Stencrein .
gänge zum finanziellen Bedarf deS Reichs, das Schwinden de»
Goldbestandes der Reich^bank feit dem Ruhükrieg um mehr
als die Hälfte n . v . a . Dabei stehen in Deutschland die wei¬
testen Kreise der Bevölkerung unter dem Druck schlnmnstoe
Not ; wird diese Not von der radikalen Propaganda für ein¬
seitige Parteizwecke ausgenützt , zersplittert das deutsche Bol»
dadurch seine Kräfte noch mehr und treibt so dem Stadium
der Auflösung zu .



Die Reichsregierung foö un8 will ' ausbauen uni » kann nur
hi einet Hand das Werkten « führen, in der andern muß sie
sozusagen das Schwert halten , « m wenigstens ihre Feinde im
Innern abzuwehren . And selbst wenn ihr daS gelingt , ist fie
nicht sicher, daß Feinde von außen her dauernd den Bau stören
» nd mühsam Errichtetes wieder zerstören . Diese Situation
Kt bekannt und jedem einzelnen deutlich sichtbar und dennoch
Wellt sich der deutsche Wille, der Wille zur Einigkeit und ge.
schiossenen Mitarbeit nicht so ein wie wir ihn brauchen, dienen
» etter Eigensucht, Eigenbrödelei und nicht zuletzt Unvernunft
den Feinden Deutschlands.

Was sehen wir ferner heute ? Die Wirtschafts - und Standes -
arganisationen nehmen lange Entschließungen an , stellen lange
Reihen von Forderungen auf , wollen von sich d . h . vom Stand -
Punkt ihres Interesses und ihrer Klaffe aus » der Allgemeinheit,
als deren Verkörperung wir die Reichsregierung gerade jetzt
Gekrachten muffen, ihre 'Allheilmittel ausdrängen . Und noch
schlimmer: die radikalen politischen Parteien benützen alle
ihre Einflüffe , selbst einzelne Länder des Reiches, die doch
gerade jetzt zufammenlstshen müßten , um ihre einseitigen , dem
deutschen Volk als ganzem auf keinen Fall dienlichen Forde¬
rungen zu vertreten und womöglich durchzudrücken .

Zum heißen Wunsch jedes Deutschen, der das Recht für sich
in Anspruch nehmen will , sich Deutscher zu nennen , daß der
Neuaufbau gelinge, genügt nicht der billige Ruf „Regierung
werde hart ", sondern der Ruf muß heißen „Deutsches Volk
werde hart ". Nicht nur die eigentlichen Zersetzungserschei-
nungen im Reiche und die Ausschreitungen der wirtschaftlichen
Anarchie, sondern selbst solche Bestrebungen , die in anderer ,
besserer Zeit berechtigt und dur^ führbar wären , muffen zu-
rückgedrängt werden , dürfen nicht mehr weiter vorwärts schrei¬
ten . Andernfalls wird uns das Reich nicht bleiben.

Carl Aug. Seyfried .

Die neue Ablehnung -
Eine deutsche Note an die Rcparatiouskommissio»
Der neue ablehnende Bescheid , den der deutsche Geschäfts¬

träger in Paris erhielt , geht, tvie aus Berlin berichtet wird',
dahin, daß Poincarö erklärte : ihm seien die von der Reichsre¬
gierung und den Länderregierungen den Beamten und In¬
dustriellen des besetzten Gebietes erteilten Weisungen gleich¬
gültig, und es komme für ihn nur ans die Tatsachen an . Das
allein Ausschlaggebende für ihn sei die restlose Wiederherstel¬
lung des tatsächlichen Zustandes vor dem 11 . Januar 1823 .
Die deutschen Erklärungen über die Unmöglichkeit der Finan¬
zierung der Sachlieferungen könne er nicht anerkennen . Er
müsse sie im Gegenteil als Element des Widerstandes be¬
zeichnen . Aus welche Weise die deutsche Regierung eine Fi¬
nanzierung der Sachlieferungen fertig brächte, sei ihm eben¬
falls völlig gleichgültig . Die Erörterung etwaiger deutscher
Vorschläge durch die NeparationSkommission werde er solange
nicht zulaffen, als nicht der deutsche Widerstand nach franzö¬
sischer Auffassung restlos aufgegeben worden sei .

Offiziös wird in Berlin versichert, daß der Standpunkt der
Reichsregierung sich durch den Mißerfolg der neuen Bemühun¬
gen nicht verändert habe, also derselbe sei wie der in den Instruk¬
tionen an den Botschaftsrat v. Hösch zum Ausdruck gekom¬
mene. Die Bemerkung Poincares - er wolle vorerst die Erör¬
terung neuer deutscher Vorschläge in der Reparationskommis -
fion nicht zulaffen . bezog sich auf die Ankündigung des deut¬
schen Geschäftsträgers , daß die Reichsregierung die Absicht
habe, sich zur Klärung des gegenwärtigen Standes der Re-
parationsfruge alsbald yrtt der Reparationskommifsicin in
Verbindung zu setzen, kluge führ gleichzeitig hatte Reichskanz¬
ler Stresemann einem Vertreter der Londoner „Daily News"
erklärt , daß Deutschland daran sei , eine neue Note cm die Re¬
parationskommission zu senden. Die Vorschläge, die die Reichs¬
regierung darin machen wird, werden wohl tn der Hauptsache
diejenigen Anregungen umfassen, die der Reichskanzler in sei¬
nen Reden im August und September bereits gemacht hat.
Wenn jetzt der französische Ministerpräsident sich von vorherein
weigert , die Erörterung eines neuen deutschen Vorschlags in
der Reparationskommisston zuzulaffen , so wird' die Reichsre¬
gierung prüfen müssen, ob die Ablehnung einer einzelnen in
der Reparationskommission vertretenen Macht ausreichend ist,
um sie an der Überreichung einer Note an die Kommission zu
verhindern.

*
Aus französischen Pressemeldungen wird inzwischen bekannt ,

daß am Mittwoch eine aus den Herren Stinnes , Klöckner und
Vogler bestehende Abordnung der Zechenbesitzer des Ruhrre¬
viers erneut mit den Besatzungsbehörden in Düsseldorf ver¬
handelt hat , um Zusicherungen über die Wiederaufnahme der
Produktion zu erhalten , und daß auch hierbei kein Erfolg er-
zielt werden konnte , da die Besatzungsbehörden darauf be¬
stehen, daß die Zechenbesitzer die Reparationskohlenlieferungen
auf ihr eigenes Risiko übernehmen sollten.

Die folgen für das Nnhrqebiet
Nachdem es Frankreich abgelchnt hat , mitzuwirken , daß die

Wirtschaft im Ruhrgebiet wieder in Gang kommt, ist für
die nächste Zeit mit einer sehr gefährlichen Entwicklung der
Arbeitslage im Ruhrgebiet zu rechnen. Die Zechenibesitzer
haben sich außerstande erklärt , ihre Arbeiter weiterzubeschäf¬
tigen, weil sie sie nicht bezahlen können, die Reichsregierung
andererseits ist nicht in der Lage, weitere Subventionen an
das Rubrgebiet zu leisten — sie sollen mit dem 21 . Oktober
eingestellt werden — und die Reparationskohlenlieferungen den
Industriellen zu bezahlen. Die weitere Folge 'wird sein , daß
der größte Teil der Bewohner deS Ruhrgebiets i» Kürze dem
Nichts gegenübersteht.

Von der Haltung der deutschen Industriellen gibt der Be¬
richterstatter der Londoner Times im besetzten Gebiet folgen¬
des Bild : In einer Sitzung der Industriellen wurde festge¬
stellt » daß der Finanzminister zu dem Sebluß gekommen sei ,
daß e8 unmöglich sei , gegenwärtig die Sachlieferungen für
Frankreich oder überhaupt irgendwelche Entschädigungsleistun -
gen an die Verbündeten weiter zu bezahlen. Das finanzielle
ChäoS , der Verlust der Steuer - und Eisenbahneinnahmen im
Rheinland und Westfalen, die allgemeine Erschöpfung nach
dem Ruhrkampf und die dringende Notwendigkeit, die Bevöl¬
kerung mit Lebensmitteln zu versehen, verlangen drastische
Maßregeln und die Beschränkung auf das wirtschaftliche Pro -
blem. Wahrscheinlich würden sogar die Vorschüffe in Papier¬
mark an die Besatzungsbeere eingestellt werden müffen. Die
Regierung bereitet eine Rote an die Verbündeten vor, die bal¬
digst abgesandt werden soll und die die Einstellung aller Ent -
schädigungSzahlungen bis auf weiteres dartut . Es war den
Industriellen damit klar geworden, daß die Antwort auf die
Frage , die jeder stellte : „Wer bezahlt die Wiederherstellunas -
Afften ? ", offensichtlich nicht „Berlin " heißen werde, da die Re¬

gierung angezeigt hcche . daß woder "Zahlungen noch Ruhrkre¬
dite weiter gewährt werden ' können. Die letzten Summen aus
den Rnhrkrediten zur Zahlung der Löhne werden mit dem
Ende dieser Woche erschöpft sein.

Die Industriellen hätten eingehende Untersuchungen da¬
heim wie auswärts angestellt, aber niemand habe sich bereit
erklärt . Leuten Kredit zu gewähren , deren Eigentum sich in
den Händen fremder Truppen befinde und jeden Augenblick
enteignet werden kann. Holländische Bankleute haben es
grundsätzlich abgelehnt , einer deutschen Firma Kredit zu ge¬
währen . Auch von England ist unter keinen Umständen Bei.
stand zu erwarten . Einige ' der größeren Betriebe können
Kredite in Deutschland ausnehmen , die es ihnen ermöglichen
würden , für weitere 7 bis 14 Tage Löhne zu zahlen ; aber
daS wäre auch alles . Ihr Besitz an Devisen , erklä- ten die
Industriellen , sei völlig erschöpft .

*
Die Reichsregierung mutz , wie aus Berlin gemeldet wird,

auch die Abgeltung von Sachschäden einschränken. Noch wicht
angemeldete Schäden aus der Ruchrbesehung sollen nur noch
berücksichtigt werden , für bis 28 . September eingetretene Schä¬
den bis zum 31 . Oktöber, für später eingetretene bis zum 30.
November, wenn sie bei den Feftftellungsbohörden oder dem
Reichsministerium für die besetzten Gebiete gemeldet werden .
Nach dem 31. Oktober entstandene Schäden können nicht be¬
rücksichtigt werden.

Ipolitiscbe Neuigkeiten
Sachsen und das Reich

Der Brief des Generals Müller an die sächsische Regierung ,
in dem darauf hingewiesen wurde, daß der sächsische kom¬
munistische Finanzminister Böttcher eine Rede gehalten habe,
die eine offene Kampfansage gegen die Reichsregierung be-
deutet und einen Aufruf zur Bewaffnung ^ ist von der säch¬
sischen Regierung , wie Ministerpräsident Zeigner bereits an .
kündigte, innerhalb der gestellten Frist nicht beantwortet
worden. Daraufhin hat General Müller ein weiteres Schrei¬
ben an Zeigner gerichtet, in dem er mitteilt , daß er die Auge-
legenheit zur weiteren Erledigung dem Reichswehrministet
unterbreitet habe. Aus Berlin wird mitgeteilt , daß auch das
erste Schreiben Müllers im Einvernehmen mit dem Reichs-
Präsidenten, dem Reichskanzler und dem Reichswehrministet
ergangen sei .

Dem „Lokal -Anzeiger" zufolge soll die Antwort deS Reichs -
wehrminifteriums auf die Bitte des Generals Müller um wei¬
tere Anweisungen umgehend erfolgt sein. Wenn auch über den
Wortlaut der Instruktionen Stillschweigen bewahrt wird , so
dürfe doch so viel gesagt werden, daß es bei den von der
Reichsregierung ergangenen Anweisungen bleibt . Der Reichs¬
wehrminister soll angeordnet haben , daß die Auflösung der
proletarischen Hundertschaften in Sachsen sofort durchzufüh-
reu sei. Die Aktion einschließlich der Beschlagnahme etwa vor¬
handener Waffen soll durch die sächsische Landespolizei durch¬
geführt werden. Sollte hierbei Widerstand geleistet werden,
so,wäre Reichswehr einzusetzen .

*
Bei den von General Müller beanstandeten Ausführungen

des Finanzministers Böttcher handelt es sich um eine Rede,
die Böttcher am 13. Oftober in einer kommunistischen Ver¬
sammlung in Leipzig gehalten hat . Böttcher hat ge¬
fordert , daß die proletarischen Hundertschaften sofort zu be¬
waffnen sind . Die Hundertschaften, Aktionsausschüsse, Kon-
trollausschüffe und Betriebsräte seien die Organe , mit denen
das Proletariat heute seine Kämpfe führen müsse . Diese
Ausführungen hatten eine Resolution zur Folge , in der es
heißt, daß die Versammlung gewillt fei, nun erst recht die der.
botenen proletarischen Hundertschaften und die übrigen Kamvf.
mittel auszubauen . Damit ist , so argumentiert General Mül¬
ler in seinem bekannten Brief , durch den Minister Böttcher
eine offene Kampfansage gegen die Maßnahmen der Reichsre¬
gierung ausgesprochen, und in der Resolution veranlaßt
worden. Die Aufforderung zur Bewaffnung sei gleichbedeu¬
tend mit dem Aufruf zum bewaffneten Kampf. Die Rede
stelle sich als einen Verstoß gegen die vom Wchrkreiskomman-
deur auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten vom
26 . September erlassenen Verfügungen dar .

*
Der sächsische Ministerpräsident Dr . Zeigner hatte für die

Landtagssitzung am Donnerstag die Bekanntgabe seines Ma¬
terials über die Verbindungen der Reichswebr mit illegalen
rechtsradikalen Organisationen angekündigt . Überraschungen
sind jedoch ausgeblieben . Der Ministerpräsident betonte, daß
er von der Bekanntgabe eines großen Teiles seines Materials
absehe. Zeigner behauptete , daß illegale Truppen auch heute
noch rings um Berlin ausgebildet wurden . Erst dieser Tage
feien in Leipzig 1500 Mann eingestellt und eingekleidet wor¬
den . Auf dem Truppenübungsplatz Königsbrück werden eben¬
falls eine große Anzahl von Leuten , zum 'größten Teil Stu¬
denten , in vier- bis sechswöchigen Kursen bei der Reichswehr
ausgebildet . Die letzte Regierungskrisis im Reich sei unter
dem starken Druck der schwarzen Reichswehr mit entstanden.
Es handele sich um viele Tausend Menschen. Schlesien, Pom¬
mern , Mecklenburg entwickeln sich nach dem Muster Bayerns .
Der Höhepunkt der Gefahr wird dann ' erreicht sein, wenn es
sich klar herausgestellt hat , daß eine für Deutschland erträg¬
liche Verständigung mit Frankreich überhaupt nicht mehr mög¬
lich sei. Wenn bis dahin die illegalen Organisationen nicht
zerschlagen sind, dann sei eine Katastrophe nicht aufzuhalten ,
so wenig er auch diese Organisationen für einen Kampf nach
anßen für geeignet noch für ' geschafsen halte . Es bestehen ge¬
naue Abmachungen zwischen der Reichswehr und diesen Orga¬
nisationen . Die Oraanisotionen müffen binnen wenigen Wo¬
chen zerschlagen sein, sonst ergebe sich eine ungeheuere Gefahr
für den Bestand des Reiches . Frankreich wisse von diesen
Dingen und werde die Auflösung unter viel schwereren Um»
ständen verlangen , als wir sie setzt haben können.

In der Debatte kam es zu stürmischen Szenen . Der deutsch-
nationale Abgeordnete Beutler erklärte im Namen seiner
Fraktion , er werde zu diesen Mitteilungen nicht Stellung neh¬
men , da sie offenbar Landesverrat bedeuteter .'. Er bedaure»
daß die Reichsregierung noch nicht Mittel gefunden habe, um
die Immunität der Abgeordneten bei Landesverrat aufzuhe¬
ben. Diese Worte entfesselten einen ungeheuren Tumult , der
minutenlang andauerte . In den Lärm hinein rief der sozial¬
demokratische Abgeordnete Menke, der Dresdener Polizeiprä¬
sident ist : „ Sie sind der erste , der an den Laternenpfahl
kommt ! "

In der Sitzung des Landtages wurde folgender kommuni¬
stischer Antrag gegen die Stimmen der Bürgerlichen angenom¬
men : „Der sächsische Landtag wolle beschließen , daß die sächsi¬
sche Regierung bei der Reichsregierung auf eine Entlaffung
des Reichswchrminister Dr . Gehler hinwirke."

* I
Auch das Verhältnis zwischen Bayern und Sachsen hat sich >

weiter zugespitzt . Tie Mitteilungen des sächsischen Minister - §
Präsidenten Zeigner , die bayerische Regierung habe in Berlin
eine Note überreicht, die dagegen Protest erhebe, daß ein von !

der bayerischen Regierung verbotener BetriebSrätekov —
unter dem Schutz der sächsischen Regierung in Dresden "»
gehalten wurde, wird in Berlin als absolut unwahr bezeichnet.Die „Bayerische Staatszeitung " veröffentlicht eine amtlich ,
Mitteikunz , wonach auf eine Nachricht der sächsischen Regie
rung über die Entlaffung des sächsischen Geschäftsträgers
München, Legativnsrat von DziembewSft , aus dem sächsische,Staatsdienst Bayern geantwortet habe, die baherffche Regie, '
rung fei , solange die kommunistische Partei die erbitterte Fein,
din jeder verfassungsmäßigen Staatsordnung , in der sächsisch,,,
Regierung vertreten sei , nicht in der Lage, einen neue« säch .
fischen Gesandten oder Geschäftsträger zu empfangen.
gleich hat die bayerische Regierung in Verfolg dieser ihrer
Stellungnahme den bayerischen Gesandten bei der sächsischen
Regierung , Dr . von Preger , abb-rufen . Dr . von Preyer übt
dieses Amt neben seinem Posten als Gesandter in Berlin aus. .

Sozialdemokratie und Reichsregierung
Hauptsächlich die sächsische Krise hat Wohl den sozialdem ».

kratischen Parteivorstand zu dem bereits mitgekeilten Beschluß
auf Aufhebung des Belagerungszustandes veranlaßt .

Der „Vorwärts " führt aus , es sei zuzugeben, daß dis Red«
des Kommunisten Böttcher, gegen die sich General Müller
wendet, fthr töricht gewesen sei . Böttcher, der erst seit ein paar
Tagen sächsischer Finanzminister ist, habe wahrscheinlich noch
nicht begriffen , daß es zweierlei ist , großartige Reden zu halten
und Verantwortliche Politik zu treiben . Für die Tätigkeit der
Generals Müller jedoch sei der Reichswehrminister verantwort¬
lich, der einer Regierung angehöre , in der auch Sozialdemo¬
kraten sitzen. Weiß der General in Dresden , so fragt der
. Vorwärts "

, was er tut ? Weiß er, daß seine Handlungen die
Leichspolitik in entscheidender Weise beeinflussen können. Dos
ganze Vorgehen gegen Sachsen, wo die Möglichkeiten einer
Verständigung durchaus gegeben seien , tragen die Züge krampf.
artiger Übereilung und leidenschaftlicher Unüberlegtheit . Der
„Vorwärts " sagt : Man erreicht damit , daß sich mit jedem Tag
die Zahl der Sozialdemokraten vermehrt , die sich fragen , wie
lange noch eine mitverantwortliche Beteiligung ihrer Partei
an der Leitung der Reichsgeschäfte möglich sein wird . Zu
denen , die sich in den letzten Tagen immer wieder diese Frage
vorlegen, gehören nicht nur jene Parteigenossen , die von An.
fang an von einem Wiedereintritt in die Regierung nichts
wissen wollten, sondern auch solche, die sich für ihn mit aller
Entschiedenheit einsetzten . Es ist notwendig, mit aller Deut¬
lichkeit auszusprechen, daß man der sozialdemokratischen Spta»
tei nicht zumuten darf , sie solle Dinge decken , die sie durchaus
nicht decken kann."

Der „Sozialdemokratische Lavlamentsdienst " schreibt :
„Schließlich sollte die Regierung nicht vergeffen, daß gerade

in dieser Zeit bei allen Handlungen auch psychologische Mo¬
mente nicht außer acht gelassen werden sollten. Sie weiß, daß
sich ein großer Teil der deutschen Arbeiterschaft mit der säch¬
sischen Regierung solidarisch fühlt , weil es sich hier um eine
Arbeiterregierung handelt . Die Erregung wind deshalb nur
künstlich gesteigert durch Maßnahmen , wie sie der sächsische
Wehrkreiskommandeur scheinbar im Einvernehmen mit Herrn
Gehler in letzter Zeit gegen die sächsische Rsgierunz getrof¬
fen hat. Wir bestreiten nicht , daß diese oder jene Maßnahme
des sächsischen Kabinetts auch in unseren Reihen nicht überall
Billigung gefunden-hat, aber das Eine ist sicher , in einem be¬
wußt von Berlin hcraufbeschworenen Konflikt ztrnschen der
sächsischen Regierung und dem Reiche steht die Sozialdemokra¬
tie und die gesamte deutsche Arbeiterschast auf der Seite Sach¬
sens. Diese Tatsache sollten auch Herr Stresemann und der
Reichswehrminisier nicht unterschätzen. Allein auf sie fällt
sonst die Schuld für das Verhängnis , das für das Reich und
unser Volk durch einen weiteren Konflikt mit einer Landes¬
regierung heraufbeschworen wird ."

*
Ms symptomatischfür die Stimmung in sozialdemokratischen

Parteikreisen sei verzeichnet, daß auf einer Tagung der er¬
weiterten Ortsverwaltungen der Berliner , sreigeweck-
schaftlichen Organisationen nach einem Referat des Bundes -
vorsiandsmitglieds Graßmann vom A. G . D . B . eine Ent¬
schließung angenommen wurde , die für den Fall eines bewaff¬
neten Vorgehens gegen das sächsische und thüringische Proleta¬
riat die Prntlamierung des Generalstreiks fordert .

Tie „Vossische Zeitung " meint , es werde keinen verantwort¬
lichen Politiker geben, der die Stellung eines Ultimatums
an die sächsische Regierung durch den Wehrkreiskommandeur
für politisch tragbar im Rahmen einer Koalitionspolitik halte.
Es gebe nur einen gangbaren Ausweg : Aufhebung der jetzigen
Form des Ausnahmezustandes und Einführung des zivilen
Ausnahmezustandes .

Das Arbeitszeitgesetz
Die Verhandlungen der Sachverständigenkommission der

Koalitionsparteien des Reichstags über das Arbeitszeitgesetz
sind Donnerstag nachmittag zum Abschluß gebracht worden.
Es gelang , in allsn wesentlichen Punkten eine Einigung zu
erzielen. Die Regierungsvorlage , die auf Grund der Be¬
sprechungen der Kommission umgoarbeitet wird , wird also
voraussichtlich unter Festhaltung am Achtstundentag für den
Bergbau und für die besonders gesundheitsschädlichenBetriebe
im übrigen die achtstündige Arbeitszeit grundsätzlich vorsehen,
aber Überstunden bis zu 9 oder 10 Stunden täglicher Gesamt¬
arbeitszeit zulaffen. Beseitigt wurde die Bestimmung des
Nogierungsentwurfes , wonacb die Gewerbeaufsichtsbeamten in
besonderen Fällen Ausnahmen von den BeschäftigungSbeschrän-
kungen für Frauen , Jugendliche und Kinder zulaffen können.
Wo verlängerte Arbeitszeit zulässig ist , muß sie durch tarifliche
Vereinbarung , eventuell auf dem Wege des Schlichtungsver¬
fahrens oder in letzterJnstanz durch den Reichsarbeitsminister
angeordnet werden. Die Forderung der Sozialdemokratie , daß
bei den Ausführungsbestimmungen ein Ausschuß des Reichstags
Mitwirken solle, fand nicht die Billigung der übrigen Partei¬
vertreter . De Kommission wird am kommenden Dienstag
noch einmal zusammentreten , um die dann vorliegende end¬
gültige Fassung des Regierungsentwurfes zu begutachten.
Am Mittwoch wird die Vorlage voraussichtlich im Plenum
des Reichstages nach kurzen Erklärungen der Fraktionen an
den sozialpolitischen Ausschuß verwiesen werden . Der Aus-
schuß soll den Entwurf so schnell erledigen, daß am Donners¬
tag die zweite Lesung beginnen kann.

Vrurze Oacdricdten
Dir Herstellung der kleinen Stück « der Goldanlrihr (1 , 2 und

5 Dollar ) ist so beschleunigt worden, daß den Zeichnern ihre
Stücke bereits zum größten Teil zur Verfügung gestellt werden
konnten. Der Rest dürfte in wenigen Tagen geliefert werden.
Mitte der nächsten W 'Xhe werden so viele weitere Stücke fertig
sein, daß mit dem beabsichtigten Umlauf über den Ladentisch
der Ansana gemacht werden kann. Ihr Kauf oder Verkauf
ist bekanntlich von der Kapitalverkehrssteuer befteit , die Bank¬
provision wird verhältnismäßig gering bemessen .

Aufhebung von Kartofselausfnhrverboten . Die von de»
Mi . itärbefehlshabern in Königsberg und Breslau erlassene»
Ausfuhrverbote für Kartoffeln aus Ostpreußen und Schle¬
sien nach anderen Teilen des Reichsgebietes find ausgehoben»



'
« fcerafttit » feS Generals Lossow. Wie tat „« oft . Ztg.

hat die Reichsre-gierung beschlossen, den Komman.
- eS bayerischen SNehrkreiÄkommanbos , iGencrallleutz
£ rfforo, abzuterusen . Diese Maßnahme sei nicht - er-

5^ 1 V«jl v. Losscw etwa für unzuverläffrg gelte. Der sozial-

»Erratische Innenminister Sollmann habe bielmehr bestätigt.
wrfTtt Lossow sich bisher loyal »erhalten habe. Er habe es

bisher nicht vermocht , sich als Träger der Reichsgewalt
^ >en dem bayerischen Diktator durchzusetzen.

5i»ßbach spricht in München . Der aus der Haft entlassene
mjAfjad) wird am heutigen Freitag bei der Feier d- Rotzbach-Ab.
teilung München und des deutschen Kampsbundes im Löwen»

»räu mit einer Rede vor seine Anhänger treten ; auch Hitler
^ irtz dort sprechen ; die Versammlung ist gestattet worden.

Bor einer Separatistenaktion in der Pfalz ? Unter der über ,
«chrift ."Die Pfalß in Gefahr ! " bringt die . Münchner Post "

« nc Auslassung über die geradezu trostlosen Verhält,nffe , die
st, der Pfalz herrschen. Darnach kostet Fleisch bereits 2 Milli -
<nden das Pfund . Kartoffeln werden von den Erzeugern nur
«bgegeben , wenn pro Zentner 1 )4 Dollar bezahlt wird . Die
«cchlungsmittelnot in Ludwrgshafen und in der übrigen Pfalz
ist sehr groß infolge der Geldbeschlagnahmungen der Franzo¬
sen. Die Separatisten halten ihre Zeit für gekommen. Sie
lofccn in Ludwigshafen Plakate angeschlagen, in denen mit -
geteilt wird, dass am Sonntag von dort aus die Aktion zur
Ausrufung einer »freien Pfalz " einsetzen wird. Am Samstag
tourde die Polizei in Neustadt a . H-, am Sonntag die Po¬
lizei in Zweibrücken und am Dienstag die Polizei in Lud-
wigshafen entwaffnet . Die Separatisten dagegen sind schwer
bewajfnet. Die reichstreue Bevölkerung ist schutzlos.

Auch eine Erhöhung der Telegraphen - mid Telephongebühren
soll am 20. Oktober eintreten . Das Reichspostministerium
vrimqt eine Berfünffachung der Gebühren in Vorschlag, sodaß
ab Sonntag ein Ortsgespräch 50 Millionen Mark kosten soll .

DaS Goldzollaufgeld beträgt vom 20. bis 23. Oktober ein¬
schliesslich 03 399 900 900 vom Hundert . Eine Goldzollmark —
936 Millionen Papiermark .

Die Buchhandelsschlüsselzahl beträgt ab 17. Oktober 1300
Millionen.

Die Ungarische äußere Anleihe. Die Reparationskommission
hat einstimmig beschlossen, Ungarn zur Aufnahme einer äu¬
ßeren Anleihe zu ermächtigen.

Die englische Luftflote wird nach einer Ankündigung des
englischen Luftministers in Zukunft aus 53 Geschwadern be¬
stehen.

Jßabisdbe XUebersicbt
Die Unruhen in Mannheim

, Nach den aufregenden drei ersten Tagen - dieser Woche
herrscht nun in Mannheim wieder vollständige Ruhe und Ord -

mung. Der Versuch der Kommunistischen Partei , die Arbeits¬
losigkeit und wirtschaftliche Not zur Erschütterung der Ord¬
nung in der größten Industriestadt des Landes zu benützen,
am den bekannten politischen Zielen näher zu kommen, ist
porbeigelungen . In den letzten Wochen hat die Kommunisti¬
sche Partei auch in Mannheim , ähnlich wie das in Oberbaden
rer Fall gewesen war , in Verhetzung der Arbeitermassen ge¬
radezu Übermenschliches geleistet. Der meist außer Arbeit
stehenden Jugend wurden eine ganze Anzahl von Aufrufen
über die bevorstehende „Entscheidungsschlacht" in die Hände
gedrückt, gar nicht zu reden von der mündlichen Agitation , die
naturgemäß in dieser Zeit leichtgläubige Ohren findet . Schon
por einer Woche gelang es den Kommunisten , auch hier die
Betriebsräte aller Schattierungen auf einen Beschluß zur Bil¬

dung einer „proletarischen Einheitsfront " zu bewegen. Mit

Hilfe dieses Beschlusses glaubte man nun aufs Ganze gehen
zu können , weshalb zunächst, ohne daß die ordnungsliebenden
Arbeiter etwas davonmerkten, die Erwerbslosen zu den üblichen
Demonstrationen vor dem Rathaus vorgeschoben wurden . Dem

fiersmnmlungs -, Ansammlungs - und Demonstrationsverbot
wollte man damit wohl die „richtige Auslegung " geben. Wie
das in solchen Fällen aber immer geht, führte dieses Einlei¬
tungsunternehmen zu Gewaltätigkeiten . Als am zweiten
skag die Betriebsräte zusammengeholt wurden , um zur Lage
Messung zu nehmen , verließen nach Schluß der Versammlung
die kommunistischen Teilnehmer diese unter dem Gesang der
Internationale . Man mußte wissen, daß die Polizei in der
«bzesperrten Zone solches unmöglich dulden kann. Als diese
hiergegen einschritt, wcibei völlig außeracht gelassen werden
soll , rb bei diesem Einschreiten nicht Mißverständnisse unter¬

liefen, zog man stch wieder zurück und erklärte dieserhakb den

Generalstreik. Es wurde dabei weder nach den Gewerkschaf¬
ten noch viel weniger nach den Arbeitern gefragt , die in die-

ser schweren Zeit meist auf Kurzarbeit gestellt, doch wahr¬
haftig alles andere nötiger haben , als Lohnausfall . Die Fi¬
nanzen der Stadt Mannheim z . B . find völlig zerrüttet . Vor
jedem Lohnzahlungstag muß die Stadtverwaltung von Bank

gu Bank und von Behörde zu Behörde wandern , um noch die
Löhne für die Angestellten und Beamten aufzubringen . Die
.Straßenbahn ist ein Defizitbetrieb . Das alles aber hindert
die Straßenbahner nicht , die Komödie des Generalstreiks auch
Mitzumachen und der Straßenbahn einen großen Einnahme¬
ausfall zu verursachen. Die Arbeiter haben dann auch glück¬
licherweise sehr schnell eingesehen, daß ein so zustiandcgekom -
mener Streik nicht nur die Arbeiter -sehr schwer schädigt , son¬
dern auch den Gkwerkschaftsorganisationen einfach den Boden
der Existenz zerschlägt, der ohnedies durch die schwere der
Zeit sehr dünn geworden ist. .

Die Kommunisten reden den Arbeitern ständig die Faschi-

stengesahr vor. um fie für die Arbeiter - und Bauernregierung
Au erwärmen . Wenn die Kommunisten kluge Leute wären ,
dann müßten auch fie allgemach begriffen haben , daß das
Problem Deutschland, Deutsche Republik leider Gottes bereits
von einer ganz anderen Seite angesehen werden muß . Die
kommunistischen Putsche werden zwar helfen , die fast völlig
bankerotte deutsche Wirtschaft vollends zu zerrütten , nicht aber
werden fie dazu beitragen , die kommunistische Zukunftsidee
zu verwirklichen.

Eine u»Klaubliche Dreistigkeit
Der kommunistische Abgeordnete Bock von Lörrach hat in ei¬

ner Betriebsräteversammlung in Freiburg die Frage , ob die
in der „Karlsruher Zeitung " veröffentlichten, die kommunistische
Partei belastenden Dokumente richtig seien, damit abgetan .
eS feien dies Fälschungen und Unterstellungen. Demgegenüber
sei ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht , daß es sich bei dem
Material um keine Fälschungen handelt . Es gelang dieser
Tage , noch einem anderen kommunistischen Vertrauensmann
in Oberbaden das gleiche urü> noch weiteres Material abzu-
nehmen. sodaß der Versuch der Ableugnung eine Dreistigkeit
diarstellt . _

Eine Rede des Finanzministers Köhler
In einer Zentrumsversammlung in Karlsruhe -Mühlburg

verbreitete sich Finanzminister Köhler über die augenblickliche
Lage. Er betonte erneut das Festhalten Badens am Deutschen
Reiche und erklärte, jede Diskussion über die Lostrennung
oder die Neugliederung des Reiches müsse abgelehnt werden .
Die große Koalition sei gegenwärtig die einzig mögliche Regie,
rung in Deutschland. Zu wünschen sei dringend, daß für Baden
der Belagerungszustand aufgehoben werde, da die Zivilbehürde
recht wohl imstande sei, die Ordnung aufrecht zu erhalten
bezw. wieder herzustellen; die Vorgänge in Oberbaden im
September und die jüngsten Vorkommnisse in Mannheim
hätten das deutlich bewiesen . — In seinen weiteren Ausfüh -
rungen forderte Finanzminister Köhler ein sofortiges scharfes
Eingreifen der Reichsregierung /gegen die Preispolitik der
Syndikate und Kartelle , da die gegenwärtigen Zustände nicht
mehr länger zu ertragen seien. Was die Ernährungslage
anbetreffe , so habe die badische Regierung in sehr großem
Umsange Bürgschaften für die Versorgung der Bevölkerung
mit Kartoffeln und Mehl übernommen . — Weiter wandte sich
der Minister der Steuergesetzgebung zu, die dringend und
durchgreifend reformiert werden müsse . Die Wohnabgabe
habe sich überlebt und die Wohnungspolitik sei alsbald auf eine
andere Grundlage zu stellen. Was die Sanierung der Reichs¬
finanzen anlange , so sollten die Allerreichsten im Staate zu
einer kräftigen Sonderabgabe herangezogen werden . Die
badischen Kleinbauern befänden sich in einer keineswegs rosi¬
gen Lage und die Not der Arbeiterschaft sei gerade so groß ,
wie die innerhalb der Beamtenschaft, der Handwerker und der
Rentner . Es sei deshalb durchaus ungerecht, daß sich die ein¬
zelnen Volksschichten gegenseitig bekämpften und dadurch Die
Gegensätze im Volke verschärften . Die badische Regierung werde
auch künftig energisch allen Versuchen , Unruhe zu stiften, ent¬
gegentreten und sie erwarte die Mitarbeit aller derjenigen »
die»es ernst meinen mit dem Kampf gegen die Gewinn - und
Profitsucht.

Eine Notgemeinschaft der Arbeiterparteien
Am Donnerstag fand im Friedrichshof zu Karlsruhe eine

Betriebsrätevollversammlung statt, über die der sozialdemo¬
kratische „Volksfteund " schreibt , „daß ihr Verlauf für die Arbei¬
terbewegung nicht nur in Karlsruhe , sondern in ganz Mit¬
telbaden, von größter Bedeutung werden könne ". Abgeordneter
Harter sprach über den Arbeblszeitgesetzentwurf, wie er dem
Reichswirtschaftsrat vorliegh , dessen Mitglied der Redner ist.
Horters Ausführungen mündeten dahin aus , daß der Ent¬
wurf , der den Reichswirtschaftsrat beschäftigt hat , Nieder für
di« Gewerkschaften , noch für die Arbeiterschaft tragbar ist. Die
Arbeiterschaft sei infolge ihrer politischen wie gewerkschaftli¬
chen Zerrissenheit gegenüber dem geschlossenen Unternehmer¬
tum in schwerem Nachteil und die Bruderkämpfe innerhalb
der linksstehenden Arbeiterparteien stellten die Schwäche der
modernen Arbeiterbewegung, dafür aber die Stärke 'ihrer Geg¬
ner dar . Abgeordneter Schöpften entrollte ein Bild über die ka¬
tastrophale wirtschaftliche Situation , die durch die enorme Ar¬
beitslosigkeit und durch den alle Schranken überschreitenden
Wucher so niederdrückend und unheilvoll auf unserem gesam¬
ten politischen Leben laste. Wenn nicht wirklich energische
Zugriffe der Reichsregierung folgen, so sind nach der Auffas¬
sung des Redners Ereignisse von der weittragendsten Bedeu¬
tung unvermeidlich Es war woihl der letzte Versuch , durch das
Ermächtigungsgesetz das Reich zu retten und nur dieses Ziel
rechtfertigt auch den Versuch . Jetzt aber müsse von der Reichs¬
regierung mit allen Instrumenten gespielt werden. Wie Abg.
Harter wies auch Schöpflin auf die Zerrissenheit der Arbeiter¬
schaft hin, die die Tragik der deutschen Arbeiterbewegung dar»
stelle . Eine Einheitsfront der proletarischen Parteien herzu¬
stellen, sei heute nach der Auffassung des Redners kaum mög¬
lich . denn die Gegensätze seien dazu noch zu groß. Aber etwas
könne heute schon geschehen : daß der mörderische und für alle
verderbliche Bruderkampf eingestellt werde. Wenn man sich
inmitten der gemeinsamen und tiefen Not dazu verste'hen
würde, sowohl in den Betrieben wie in Versammlungen und
auch in der Presse der proletarischen Parteien nur in sachli¬
cher Weise die Gegensätze auszufechten, den persönlichen
Kampf aber zu unterlassen , so würde das von den weittragend -
sten und vorteilhaftesten Folgen begleitet sein. Zu diesem
Vorschlag mögen sich die Betriebsräte nunmehr äußern .

Der Kommunist Lubinski unterstützte den Vorschlag Schöpf,
lins . Er machte den Vorschlag , eine Art »Notgemeinschaft"
der proletarischen politischen Parteien , der Gewerkschaften,
des Äfa- und des Beamtenbundes unverzüglich zu bilden , um
den Anforderungen der kommenden Wochen gewappnet zu
sein. Die Vorstände der genannten Körperschaften mögen sich
zusammenfinden , um Richtlinien zu bearbeiten , wie ein enge¬
res Zusammenarbeiten in Not und Gefahr möglich sei . Alle
drei Redner fanden bei der Versammlung stürmischen Bei¬
fall, ein Beweis, daß ihre Ausführungen den Betriebsräten
aus dem Herzen gesprochen waren . Der Kommunist Bechtle
brachte eine Entschließung ein . deren erster Teil von allen
Teilnehmern akzeptiert werden konnte , während auf Vorschlag
des Vorsitzenden der zweite Teil der Besprechung den Vor¬
ständen überwiesen wurde. Auf Vorschlag Bechtles wurde von
einer Diskussion Abstand genommen.

Der „Volksfreur-d" schreibt dazu weiter :
„Die wachsende reaktionäre Gefahr hat dieser Versamm¬

lung , die einen ausgezeichneten Verlaus genommen hat , den
Stempel aufgedrückt , ebenso auch das Vorgehen der Unter -
nchmerorganisationen . Gemeinsame Gefahren und gemein¬
samen Not erfordern vernünftigerweise auch gemeinsame Ab¬
wehr. Sollte es, was wir durchaus wünschen , zwischen den
Karlsruher Arbeiterorganisationen für die Stunden der Ge¬
fahren , in der Hilfe für die furchtbar notleidende erwerbstä¬
tige Bevölkerung zu einer Verständigung kommen, so ist da.
uiit keineswegs gesagt , dass die politischen proletarischen Par¬
teien ihr Programm aufgeben oder sich von Zielen abdrän¬
gen lassen wollen , die fie als richtig und notwendig erkannt
haben . Ebensowenig werden die Gewerkschaften sich aus den
ihnen zugewiesenen Aufgaben drängen lassen , aber dem ge¬
meinsamen kapitalistischen und reaktior.ären Gegner , die nach
einheitlichen und vereinbarten Richtlinien getrossene taktische
Abwehrftont entgegenzustellen, das kann geschehen . Wir
sagen : DaS kann geschehen. Es wird vom _

Ver¬
lauf der engeren Beratungen in den allernächsten

Tagen abhängen , inwieweit - das . möglich ist. Es gibt
rungen . die für unS völlig unannehmbar und undisk« ro >> -
sind , aber wir begrüßen rS aufrichtig» daß gestern abend 1
binski als Redner der Kommunisten mit allem Nachdruck
tonte , daß auch die Kommunisten in Sarlsruhe Plünd ungen
und dergleichen entschieden verurteilen , daß mit solck wemn
auch menschlich heute durchaus begreiflichen Verzw .flnn » , .
alten , die Lage der Arbeiterschaft nicht gebessert werden Ic . . .

'

Landwirtschaftliche Woche in Freibnrg
Die diesjährige Landwirtschaftliche Herbstwoche in Freiburg

nahm Mittwoch vormittag mit der Eröffnung der Landwirt ,
schaftlichen Ausstellung ihren Anfang . In den Räumen der
städtischen Kunst - und Festhall« und dem anschließenden Gar -
ten war auch dieses Jahr wieder eine reichhaltige Ausstellung
aller die Landwirtschaft und verwandten Betriebe interessie¬
renden Artikel zusammengestellt worden. Overbürgermekster
Dr . Bender (Freiburg ) «röffnete die Ausstellung im Beisein
der behördlichen und körperschaftlichen Spitzen mit einem Hin¬
weis auf den Ernst der Zeit und, die bis zur Durchführung
der Ausstellung zu überwindenden Schwierigkeiten. In , An¬
betracht des Umstandes aber , der Landwirtschaft K,r Steige¬
rung ihrer Produktion die neuesten technischen Errungenschaf¬
ten vorführen zu können, glaubte sich die Stadt diesen Be-
mühumgen nicht entziehen zu sollen , wie man denn auch hofft,
daß -die Ausstellung aus den landwirtschaftlichen Kreisen > er
näheren und weiteren Umgebung reichen Zuspruch finden
möge.

Die Ausstellung ist in diesem Jahre reichlicher beschickt wie
im Vorjahre . Auffallend ist das Fehlen der untcrbadischeu
Großfirmen , die lediglich für den Export arbeiten , dagegen
das Auftreten württcmbergischer Kleinbetriebe . In »über¬
reicher Fülle sieht man Futterschneidemaschinen, Sämerei -
maschinon, Drillmaschinen, kleine Dreschmaschinen , Keltern für
Obst und Wein von den kleinsten bis zu den grössten Dimen -
sionen, automatische Pressen , Kartoffel-Röder, Milchzentrifu¬
gen , Heuwender und alle möglichen neuzeitlichen Gerätschäften
für den feldmässigen Gemüsebau . Zu erwähnen sei noch die
belehrenden Ausstellungen des badischen Weinbauinstituts
und des badischen Bauernvereins , die an Hand von Präpara¬
ten und graphischen Darstellungen ein anschauliches Bild über
die den Feldftüchten drohenden Gefahren und Krankheiten und
über die Mittel zu ihrer Bekämpfung geben -. Auch der erst¬
mals in diesem Jahre in Süddeutschland bei Baden-Baden
aufgetretene Kartoffelkrebs ist dargestellt.

Besuch deutscher Gräber im Elsaß
Auch in diesem Jahre ist, wie uns von zuverlässiger Seite

mitgeteilt wird , zu »Allerheiligen der Besuch von deutschen
Gräbern im Elsaß möglich Für den Besucher ist ein deutscher
Personalausweis erforderlich, der an der Grenzübergangs¬
stelle visiert wird ; hierfür wird eine Gebühr von 5 Franken
erhoben . Außer diesem Personalausweis wird noch eine Be-
scheinigung des elsässischen Bürgermeisteramts verlangt, daß
sich in der Gemeinde das Grab eines Angehörigen des Aus¬
weisinhabers befindet . Eine Vermittlung Des französischen
Konsulats ist in dieser Angelegenheit nicht nötig.

Evang .-Kirchliche Rothilfe
ep . Die Evang . Kirchenregierung hat , einer Anregung der

Larftwssynode folgend, beschlossen, im Bereich der Landes¬
kirche eine Ev. kirchliche Nothilse-Sammlung als Sammlung
von Haus zu Haus durchzuführen. Die Sammlung soll der
unter der Not der Zeit leidenden Ev. Landeskirche weitere
Mittel schaffen für ihre laufenden Bedürfnisse, insbesondere
auch zur Verstärkung ihres Betriebsfonds zwecks rechtzeitiger
Auszahlung der Gehaltsbezüge der Geistlichen . Der Aufruf
der Landessynode wird am Sonntag , den 21 . d . M . von den
Kanzeln verlesen werden. Die Sammlung soll in der Woche
darauf durchgeführt werden.

ch
Die auf den Gemarkungen der Ställe Mannheim , Karls¬

ruhe , Heidelberg, Pforzheim und Weinheim gelegenen Kirchen ,
gemeinden haben sich zur gemeinschaftlichen Ausübung de»
Bcsteuerungsrechts als Zmeckverbände jeweils zu einer Gesamt»
kirchengcmeinde vereinigt . Dazu wurde die staatliche Geneh¬
migung erteilt .

— — a— — »

Hrurze IRacbricbten aus Kaden
* Rr . 63 des Badischen Gesetz- und Verordnungsblattes hat

folgenden Anhalt : Notgesetz : die Ausübung polizeilicher Be¬
fugnisse. — Verordnungen und Bekanntmachung: des Staats¬
ministeriums : Verwaltungsgebühren ; Brotversorgung ; des Fi¬
nanzministers : Dienstreisekosten; des Justizministers : zur Ab¬
änderung der Fürsorgeerziehunzsordnung . — Druckfehlerbe,
richtigung .

Die Schlüsselzahl deS badischen Einzelhandels beträgt ftlr
Freitag , 19. Oktober, 255 Millionen (Vortag 175 Millionen).

T>Z . Weinheim , 18. Olt . Stuf dem Bahnhof Zwingenberg
stießen zwei Güterzüge zusammen, wodurch etwa 15 Wagen
gänzlich zertrümmert wurden . Menschen sind nicht verunglückt .
Der Verkehr Frankfurt —Heidelberg erlitt Verspätung. DaS
alte Stellwerk am südlichen Übergang von Zwingenberg
wurde umgerissen.

DZ . Freiburg i. Br . , 16. Okt. Seit einiger Zeit hört man
regelmäßig um die Mittags - und Abendstunden vom Elsaß her;
schwere Detonationen , die au die Kriegszeit erinnern . Witz
verlautet , soll es sich dabei um Sprengungen handeln, die
gegenwärtig an den Fords bei Neubreisach vorgenommeck
werden .

DZ . Freiburg i. Br ., 17. Okt . Der Kreisvoranschlag
1923/24 schließt in den Ausgaben mit 2383 Milliarden ab, de¬
nen an Einnahmen 1023 Milliarden gegenüberstehen, so daß
ein ungedeckter voranschlagsmässiger Aufwand von 1360 Mil¬
liarden Mark verbleibt , die durch Kreditsteuern zu decken wä¬
ren . Vom 1 . Januar 1924 ab soll die Wartung der Kreiswcge
wieder den Gemeinden selbst übergeben werden . Es ist daher
den Straßen - und Wegwärtern auf diesen Zeitpunkt fürsorg¬
lich gekündigt worden . Die Kreisanstalten sollen sich künftig
selbst erhalten . Der Kreisrat hat zu diesem Zweck bereit!
Vorsorge getroffen , daß die Pflegegeldsätze usw . auf einer dem
Setbstkostenaufwand entsprechenden Höhe gehalten werden.
Von den Anstalten kommen in Betracht die Kreispflegeansialt
die landwirtschaftlichen Kreiswinterschulen in Freiburg unk
Ettenheim , das M -ltelstandsevholungsheim Luisenhöhe und dir
Kreishaushaltungsschule Kenzingen. ^ , ,

DZ . Staufen , 13. Okt . Der Antrag des Gemeinderatz
Staufen , den Beitritt der Stadtgemeinde Staufen zum Zweck¬
verband Münstertalkrastwerk wurde in der letzten Bürger ,
ausschußsibung durch Beschluß sämtlicher drei Parteien ein.
stimmig abgelehnt , da die Satzungen den beteiligten Gemeinde»
jeglichen Einfluß aus die Errichtung des Werkes und sein»
Ausnützung nennen . Nach längerer Debatte wurden di»
Satzungen des Zweckverbandes dann mit entsprechenden , vor
allen ^drcj Parteien eingebrachtcn Abänderungsvorschlägen an
genommen . ES fand ferner ein Antrag Annahme, wonack

für die Finanzierung des Elektrizitätswerkes Münstertal traft .



werk «in außerordentlicher Holzdieb von 5000 Festmeter ge¬
nehmigt wird

DZ . Konstanz, 16. Ott . Mit Rücksicht auf die Zeiwerhält -
niffe fällt die für Ende Oktober vorgesehene Konstanzer Herbst¬
messe aus . Eine große Beschickung sowohl der Verkaufs- wie
»uch der Schaubudenmesse wäre wohl kaum zu erwarten ge¬
wesen, da die Transportkosten ins Riesenhafte gestiegen sind .

Ans der Landeshauptstadt
Die kürzeste Sttiffienbahnfahrt kostet ab heute 80 Millionen

Nark.
Vom Rudersport . Der Karlsruher Ruderklub , Salaman -

xr “ , der nach dem Krieg mit einem andern Ruderverein sich
vereinigt hatte, hat bekanntlich vor Jahresfrist diese Gemein -
chaft gelöst und seine frühere Selbständigkeit zurückgewmi -
ren . Trotz der Ungunst der Verhältnisse hat er unter Auifbie.
irng gewaltiger Anstregungen und eines einzig dastehenden
OpferwillenS seiner Mitglieder , die zum Teil noch zu den
Gründern des Jahres 1879 gehören, einen neuen Bootspark
geschaffen . Di« vier neuen Boote stammen aus der berühm¬
ten Berliner Bootswerft F . Pirsch und werden in den nächsten
Tagen in Karlsruhe eintreffen . Dadurch wird eS dem wieder»
erstarkenden Klub möglich sein, sein Sportsprogramm für das
Jahr 1924 rechtzeitig in Angriff zu nehmen . DaS dem Verein
der „Alten Herren " des Salamander gehörige Bootshaus am
Rheirchafen ist noch von den Franzosen besetzt . Der Klub hat
sich aber einen besteingerichteten Bootsschuppen auf der Insel
Rappenwörth geschaffen , so daß der Ausübung des Rudersports
nichts im Wege steht. Die Bemühungen des Salamander
um eine gesunde Entwicklung des Rudersports in Karlsruhe
haben beim Deutschen Ruderverband Würdigung und Zustim¬
mung gefunden und der Klub wird wieder als Mitglied des
Deutschen Ruderverbandes geführt .

LandeStheatrr . Wie bereits bekanntgegsben, findet am
ersten Weihnachtsfeiertage die hiesige echte Aufführung von
Hans Pfitzners musikalischer Legende „Palestrina " statt . Da
das Werk an alle Ausführenden die höchsten Anforderungen
stellt, so wurde mit den Bühnenproben (Teilproben ) schon jetzt
begonnen. Die musikalische Leitung hat Herr Operndirpktor
Fritz Cortdlegis ; in Szene gesetzt wird das Werk von Ober»
regiffeur Carl Stang .

Dandel und MUrtscbakt
Berliner Devisennotierungen

am 19. Oktober vorbörslich
Tendenz : sehr fest .

19 . Oktober Süntl . Berliner Kurs v. 18 . Okt .

Amsterdam . . 3 800 000 000
Geld

3 199 800 000.-
Brirf

3216020000.
Kopenhagen . 1700 000000 1482 410000 .- 1439590000.
Italien . - . 445 000 000 371070000 - 372930000 .
London . . . 44 000000000 36907500000— 3709250 000.
Rewyork . . . 9 750 000 000 8139 600000 — 818040000 .
Paris . . . . 585000000 490 770 000- 493230000 .
Schweiz . . . 1745 000 000 1464330000— 1471670000.
Prag . . . . 290 000000 243390 500- 244610000 .

Amtliche Dollarnoticrnnq der Frankfurter Börse
vom 18. Okt. : Geld 8 778 000000 , Brief 8822 000 000.

Wertbeständige Anlogen
Zur Anlage für Mündelgelder und alS wert beständige Effekte»

find zugrlaflen :
Letzter Kurs : (in Tausend Mark)

5®/, Badisch « Kohlenwert-Anleihe . ca. 30000000
6% Mannheimer Kohlenwert-Anleihe . . . . ca . 28000000
5°/„ Rhein-Main -Donau -Gold-Anleihe . . . . ca ö 000 000
7®/0 Neckarwerke Goldanleihe . ca . 5000000
5®/0 Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . . . ca - 5000000
5°/0 Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . . . ca . 4500 000
5°/„ Süddeutsche Festwertbank-Oblig . ca. 5 000000
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs ca . 10000000
Goldanleihe d- Deutschen Reiches . . . . ca- 9500000

Ferner nennen wir noch die nicht mündelsichcre
5®/, wertbeständige Anleihe Freudenberg Carl ,

G . m- b- H ., Lederfabrik Weinheim . . . ca. 2200000

Die diesjährige Karlsruher Herbstmesse fällt infolge der un-
günstigen Zeitlage und des Fehlens von Anmeldungen größe¬
rer Geschäfte aus .

Verschiedenes
Maflendiebstähle bei der Pofif.

Gegen eine vierzigköpfige Posträubevbande wird zurzeit vor
der Berliner Strafiammer verhandelt . Beim Postamt Wil¬
mersdorf wurden in den letzten Jahren fcide Pallete ganz ge¬
stohlen oder zu einem erheblichen Teil ihres Inhaltes be¬
raubt . An diesen Diebstählen beteiligte sich ein großer Teil
von unteren Beamten . Es wurden sehr wertvolle Sachen
geraubt und in solchen Mengen , daß damit ein schwunghafter
Handel seitens der Diebesgesellschaft betrieben wurde . Außer
Lebensmitteln aller Art befinden fich unter der Beute Klei¬
derstoffe, Schuhwaren , Pelze , Wäsche, silberne Löffel, Uhren
u . a . m . An der Spitze der Diebesbande stand der Betriebsrat
Ernst Kirsten. Eine fiihrende Rolle spielten ferner der frühere
Stadtverordnete Postschaffner Paul Behrendt sowie die Post-
aushelfer Fritz Marotzky und Willi Weise. Der Hauptabneh¬
mer der Beute war der Händler August Handrick. Marotzky
hat außerdem Dollarnoten und Schecks sowie Briefe unter¬
schlagen . Der Angeklagte Kirsten hat es verstanden , sich das
Vertrauen des Vorstehers des Postamtes zu erwerben und
war zum Gruppenführer einer Paketsortiererkolonne ernannt
worden. Die Sortierung der Pakete fand in einem besonderen
Raum im Keller statt . Kirsten hatte die Aufgabe der Über¬
wachung. Zusammen mit Behrendt war Kirsten Betriebsrat ,
und er hatte besonders die Aufgabe, darauf acht zu geben, daß
unzuverlässige Personen aus dem Dienst entfernt wurden .
Wie sie diese Vertrauensstellung mißbraucht haben , beweist
die Anklage. Kirsten soll feiner Kolonne erklärt haben, man
brauche vor Entdeckung keine Angst zu haben . Er übernehme
als Betriebsrat alle Verantwortung . Jeder könne aus den
Paketen nehmen, was er wolle. Dieser Weisung sind die Post¬
beamten denn auch eiftigst nachgekommen. Neben den Post¬
beamten , zum größten Teil Postschaffner, Aushelfer und Aus¬
helferinnen , sind auch größtenteils hie Frauen der männlichen
Angeklagten mitangeklagt .

DaS amerikanische Antialkoholgesetz ,
das lediglich für die Dauer von 41 Monaten erlassen worden
ist, läuft iekt ab . Der Präsident der Vereinigten Staaten hat
nunmehr den Bericht des Generalstaatsanwalts Daughorty
über die Wirkungen der Prohibition eingeholt, um an der
Hand des seit vier Jahren aufgespeicherten Materials ein Ur¬

teil über die Zweckmäßigkeit des Prohibitionsgesetzes zu ge.
Winnen. Der GeneralstaatSantralt , der selber ein Anhänge,
der Abstinenzbewegung ist, hat dennoch ein geradezu Vernich.
tendeS Urteil über die Felge» der Prohibition in moralischer
Beziehung ausgesprochen, und fich auS Gründen der üffent.
lichen Sittlichkeit «ege« eine Fortsetzung des bisherigen Sh .
stems gewandt . Er spricht ferner von einer kriminalistischen
Woge und von einer Epidemie des Betruges und der Be¬
stechung , die über die Vereinigten Staaten gekommen sei.
Durch die behördlichen Organe find im Jahre 1922 nicht we¬
niger als 90 000 Gesetzesübertretungen festgestellt worden , in
Rewyork sind in derselben Zeit 22g, in Chicago 3360 Mord¬
taten begangen worden , gegenüber neun Mordtaten in Lon-
don in demselben Zeitraum . Zweifellos sind die Tag « des
Mkoholverbotgefetzes, wenigstens in seiner radikalen Fassung,
gezählt und Amerika dürfte sich über lang oder kurz nach
einer Periode der . Trockenheit" wieder einer feuchtfröhlichen
Lebensweise erfteuen .

Staalsrmzeiger
Bekanntmachung.

Die Autvgenabteilung der Firma Hager und Weidmann
G . m. b. H. in Bevgisch -Gladbach ist als Verkaufsabteilung
von der Firma Hager -Jndustrir Kom. Gesellschaft auf Aktien
in Bergisch-Gladbach übernommen worden . Damit sind auch
die der Firma Hager und Weidmann für ihre Azetylenapparate
erteilten Typenzeugnisse J 1 , J 75 und A 25 , A 01 auf die Ha-
ger-Jndustrie Wergegangen .

Die Zulassung der genannten Typemnnmnern erfolgte in
Nr . 73 vom 27. März 1928 und Rr . 154 vom 6. Juli 1923
dMes Blattes .

Karlsruhe , den 16. Oktober 1923 .
Her Badische Arbeitsminister :

I . V. : Fuchs . Spiegel .

Der Stadt Freiburg wp^de die Genehmigung erteilt , wert¬
beständige Schuldverschreibungen auf den Inhaber bis zum
Gegenwert von 60 000 Festmetern Radelnutzholz III . Klasse
sowie die zugehörigen Zinsscheine auf den Inhaber ausM -
gÄben.

Karlsruhe , den 17. Oktober 1923.
Der Minister des Innern .

I . A. : Weitzel . Later .

personeller Zcil
Ernennungen, Versetzungen , Zuruhesetzungen usw .

der plaumähige» Beamte».
Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner «.

Zuruhegesetzt:
Polizeiwachtnveister Paul Schüler in Karlsruhe .

Entlassen auf Ansuchen :
Oberrevisor Otto Lrinz von Mannheim .

Ministerium des Kultus und Unterrichts .
Entlassen :

den ordentlichen Professor der Elettrotechnik an der Tech¬
nischen Hochschule Karlsruhe Or . Ing . Anton Schwaiger sei¬
nem Ansuchen entsprechend mit Wirkung vom 1 . Ottober 1923 .

Zuruhegesrtzt:
Gewerbefchuldirektor Jakob Feuerstein an der Gewerbeschule

Weinheim ; Gewerbelehrer Eugen Schmitt an der Gewerbe¬
schule Sinsheim .

G . m. b . H.Mud ,ft! &Co
Telephon 1566 . ^ ( zirlSrUllE «aiserstr . 201

Telegramm-Adresse : Landmaschine .

• I

Generalvertreter der
R. Wolf Akt . - Ges . , Magdeburg - Buckau für deren
Motor - u. Dampf - Dreschmaschinen .

Beste und billigste Bezugsquelle .

' Gebr . Wülker
Teleph . 573 Karlsruhe i . B . Rüppurrerstr . 64

Alleinvertreter der Firma Heinrich Lanz, Mannheim , Abt. A

Franz Haniel & Cie. , Karlsruhe
Kaiserstr . 231 // Groß - und Klein verkauf / ' Fernruf 4855

Abteilung Kohlen :
Kohleilf Koks , BrikettS | deutscher u . ausländ . Herkunft

Abteilung Düngemittel :
Schwefels . Ammoniak , kohlens . Düngekalk ,

Ammonsulfatsalpeter , Kalisalze , Thomasmehl

Beste , handhabungssichere

Sprengkapseln und Zündschnüre
zum Sprengen von Baumstumpen

Pulverfabrik Ettlingen (Baden )
- Telephon Nr . 8 -

Badisches Landestheater .
Samstag , 20. Okt . 7 bis g . V- IO Uhr Sp . I 5 .00 M.

Abon . B 4. Th .-Gern - B .V.B . Nr . 4301 - 4800
Rigoletto .

Spielplan vom 21 —30 . Oktober.
Im Landestheater . So . 21 . TannhBuser. 6.

(Sp . I 6 .00.) Th - Gem . B .V .B . Nr . 5201 —5500. —
Mo . 22 . Volksbühne L 2. Hamlet 7 . (Sp . 13 .50.) —
Die . 23 .* Abonn . F 4. Tosca . 7 . (Sp . I 4 .50 .) Th .-
(Jem . B.V .B. Nr . 5501 bis 5800,7801—8000. — Mi. 24 *
Abon. G 4. Zar and Zimmermann . 7. (Sp . I 4.50.) Th .-
Gem . B.V .B. Nr . 7301 —7800 . — Do . 25 * Abon . B . 5 .
DerMarquis von Keith. 7 . (Sp . 13 .50 .) Th .-Gem . B .V .B.
Nr . 6801 - 7300. — Fr . 26. Volksbühne . J. 3. Oie lu¬
stigen Weiber von Windior . 7 . (Sp . I 4.50.) — Sa . 27 *
Neu einstudiert . Der Widerspenstigen Zähmung . Lust¬
spiel von Shakespeare . 7 . (Sp . 14 .50.) Th .-Gem B .V .B.
Nr . 301—700 . — So . 28. Einmaliges Gastspiel Hein¬
rich Schlusnus von der Staatsoper in Berlin . Rigo¬
letto . 7 . (Sp . I 6.00.) Rigoletto : Heinrich Schlusnus .
Beginn des Vorverkaufs zu dieser Vorst , am Do . 25.
— Mo - 29 . Volksbühne . L . 3 . Hamlet . 7. (Sp . I 3 .50 .)
Die . 30 * Abon . A . 7 . TannhAuser . 6*/, . (Sp . I 4.50 .)
Th, -Gem . B.V.B . Nr . 1—300.

Im 'Konzerthaus . So . 2l * Altheidelberg. 7 .
( Bark. I 2 .50 .) So . 28 * Altheidelberg . 7. (Park . I 2 .50.)
Schlüsselzahl der Eintrittspreise Vorbehalten . Vör¬
ie «ht für Umtausch der Vorzugskarten und Vorkaufs -

cht der Abonnenten und Inhaber von Vorzugs -
. ten am Samstag , den 20. Nachm . */,4 —5 Uhr ,■emeiner Vorverkauf und weiterer Umtausch von

>ntag, den 22. an . Auslosung der Karten für die
lnehmer der Theater -Gemeinde jeweils am Vortag
Aufführungi . d . Geschäftsstelle (10—7,1,4 —6 Uhr .)

Bekanntmachung.
Der Goldnmrechnungssatz für Reichssteuern beträgt

für die Zeit vom 26. bis 23. Oktober 1923 einschließlich
neunhundrrtsechsunddreitzig Millionen . 0 .213.

Karlsruhe , den 18. Ottober 1923 .
Die Finanzämter Stadt und Land.

Die Feldbereintgung im Gewann Vorderer
Egels«« und im Gewau« Füllbruch, sowie die
Felvweganlage im « ewanu Vorderer Egelsee.

Gemarkung Teutschueureut, betr.
Das Kulturbauamt Karlsruhe hat den Antrag ge¬

stellt, auf Gemarkung Teutschneureut im Gewann Vor¬
derer Egelsee und im Gewann Füllbruch ein« Feld¬
bereinigung , sowie im Gewann Vorderer Egelsse eine
Feldweganlage nach Maßgabe des Feldbereinigungs -
gesetzes und der dazu erlassenen Vollzugsvorschriften
durchzuführen . Die Vorarbeiten für das Unternehmen
sind vom Kulturbauamt gefertigt uNd liegen vom 22.
Oktober 1923 bis einschließlich 5. November 1983 auf
dem Rathaus in Teuffchneureut zur Einsicht der be.
teiligten Grundeigentümer auf . U .212.

Dagfahrt zur Abstimmung über das Unternehmen ,
wird hiermit anberaumt auf Sonntag , den UL Novem¬
ber 1923, nachm . 2 Uhh in ^ das Rathaus in Teutscht
neureut . Hierzu werden sämtliche beteiligt« Grund¬
eigentümer zur lAorbringung etwaiger allgemeiner
oder besondever Erinnerungen und Anträge sowie zur
Abstimmung über die Ausführung des Unternehmens
mft dem Bemerken geladen^ daß die Nichterscheinenden
uich die Richtabstimmenden als dem beantragten Un»
teKehmen nach dem vorgeschlagenen Plan und den
etwa in der Tagfahrt — unbeschadet der Hauptgrund .

züge des Entwurfs — beschlossenen Änderungen des
Planes beistimmend angesehen werden und daß in der
gleichen Tägfahrt die Vereinbarung über die Wahl
der Mitglieder Ler^ Bollzugskornmisfion stattfinden
soll. Etwaige Anträge auf Befreiung von Liegen¬
schaften , die in dem Verzeichnis der beteiligten Grund¬
stücke aufgeführt sind , find spätestens in der Tagfahrt
und zwar vor Beginn der Abstimmung zu stellen.

Karlsruhe , den 13. Oktober 1923.
Bezirksamt Abtl. II . O .-Z .119.

SUigerL WtspW
i. ktnitise Sttitztrbinttit .
U . 214 . Lahr . Die Ent¬

mündigung des Gottlieb
Schlenker % Landwirt in
Meißenheim , wegen Trunk -
fuÄ wurde durch Beschluß
des Amtsgerichts Labr
vom 13. Oktober 1923 auf¬
gehoben .

Lahr . 13. Okt. 1923 .
Gerichtsschreiber drs Amts -
_ gericht ».

MWe-ene
Banarbeiten für 2 Un-

terfuchungssruben und 3
EntschlacknngSgruben im
« bstellbahnhof Freiburg
nach Finanzminifterialver -

ordnung vom 3 . Januar
1907 öffentlich zu verge¬
ben wie folgt : Baugru¬
benaushub 1100 cdm,
Stampfbeton 500 cbm,
Eisenbeton 80 cbm, Klin¬
kerverkleidung 70 qm, Ze¬
mentglattstrich 230 qm, Ze-

mentrohrleitungeu 16 und
20 cm 126 lfdm . Beding-
nisheft und Zeichnungen^
liegen im Dienstzimmer 28
unserer Dienststelle im
Güteramtsgebäude Frei¬
burg , WaiÄircherstraß « 12,
II . Stock, von 8—12 Uhr
zur Einsicht auf , wo auch
Abgabe der Angeöotsvor-
drucke soweit Vorrat , ge¬
gen Entrichtung von 84
Millionen Mark . Kein Ver¬
sand nach auswärts . Ge¬
bührenfreie Einreichung
der Angebote mit Auf¬

schrift „Entschlackungsan¬
lage im Abstellbahnhof
Freiburg " an uns bis 2(5.
Ottober 1923,10 Uhr vorm.
Zuschlagsfrist 14 Tage .

iFreiburg» 16. Okt . 1883 .
Bahmbamtinlspettion 2-

Hochbauarbeiten für daS
neue Kesselhaus im Eisen-

ftahnau sbesserungswerk
Karlsruhe zu vergeben.
Glaser - und Schlosserar-
beiten (eiserne Fenster ) .
Plane und Bedingnisheft
auf dem Baubüro im Hofe
des Verwaltungsgebäudes
des Eisenbahnausbesse¬
rungswerkes Wielandstr .
von 8—12 Uhr vormittag »

mulare gegen Vergütung .

von 8—12 Uhr vormittag »
zur Einsicht. Wort auch
Mgabe dien Angebotsfor¬
mulare gegen Vergütung .
Kein Versand nach aus¬
wärts . Angebote verschlos¬
sen und mit der nötige«
Auffchrist bis 20. Ottobinc
1923, vormittags 1« Uhr.
auf dem Baubüro de»

Eifenbahnau Äbeff eitungS-
werkeS einzureichen. Zn
schlagsftist drei Wochen .

Karlsruhe , 1k. Okt . lv« .
Reichsbahndirettion .

Hochbaubüro. , K.177JU

Druck ®. Braun . Karlsruhe .
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